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Vorblatt 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Ausweitung des Mindestabstandsgebots für 

Spielhallen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen im Freistaat Sachsen 

A. Zielstellung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Erhöhung des Schutzes von Kindern und Jugendlichen 

sowie von jungen (und älteren) Erwachsenen vor Suchtgefahren durch Glücksspiel. 

B. Wesentlicher Inhalt 

Es ist beabsichtigt, das Sächsische Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag 

(SächsGlüStVAG) im Sinne der Zielstellung dahingehend zu ändern, dass der bisher 

allein zu allgemeinbildenden Schulen gebotene Abstand von Spielhallen auf weitere 

Schulen, Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der stationären 

Jugendhilfe und auf öffentliche Spiel- und Sportplätze ausgeweitet wird. 

Der Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glücksspielwesens in Deutschland 

(Glücksspielstaatsvertrag 2021 – GlüStV 2021) vom 29. Oktober 2020, der zuletzt durch 

den Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 vom 7./24. März 

2022 geändert worden ist, gibt u. a. vor, dass zwischen Spielhallen ein Mindestabstand 

einzuhalten ist, § 25 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2021. Der Satz 2 der Vorschrift lautet: Das 

Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen der Länder. 

Dementsprechend hat der Freistaat Sachsen diesen Abstand im SächsGlüStVAG auf 

250 Meter Luftlinie festgelegt, § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG. Danach soll 

derselbe Abstand auch zu allgemeinbildenden Schulen nicht unterschritten werden. 

Der Entwurf sieht vor, dass dieser Abstand künftig auch zu einer berufsbildenden Schule, 

zu einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit (wie Abenteuerspielplätze, 

Jugendfarmen, Jugendhäuser, Jugendtreffs, Jugendzentren), zu einer Einrichtung der 

stationären Jugendhilfe (wie Kinder- und Jugendheime, Wohngruppen) und zu einem 

öffentlichen Spiel- oder Sportplatz, auf dem sich regelmäßig Kinder und Jugendliche 

aufhalten, eingehalten werden bzw. 250 Meter Luftlinie ebenfalls nicht unterschreiten soll. 
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Damit wird eine Anpassung an in anderen Bundesländern bereits bestehende ähnliche 

Regelungen (zum Schutz von Kindern und Jugendlichen) zur Verbesserung der 

Suchtprävention und Verstärkung des Jugend- und Spielerschutzes angestrebt, um den 

Präventionsauftrag im Freistaat Sachsen voll und ganz zu erfüllen. 

Weil davon Rechtsgüter von Betreibern von Spielhallen, insbesondere deren Eigentum 

und wirtschaftliche Interessen betroffen sein können, ist nach Abwägung der Interessen 

als verhältnismäßige Lösung eine Übergangsregelung mit einer großzügig bemessenen 

Übergangsfrist vorgesehen. Viele Bestandsspielhallen verstoßen gegen die Regelungen 

des seit Juli 2021 geltenden Glücksspielstaatsvertrags (wie etwa die einzuhaltenden 

Mindestabstände zwischen Spielhallen oder das Verbot des baulichen Verbunds), 

werden aber geduldet weiterbetrieben. Die Regelung stellt sicher, dass deren Betreiber 

genügend Zeit erhalten, sich darauf vorzubereiten, dass Duldungen oder bestehende 

Erlaubnisse nach Ablauf der Frist erlöschen und der Betrieb nicht fortgeführt werden darf. 

Der Gesetzentwurf tastet den in § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG festgelegten 

Mindestabstand nicht an. An der Distanz soll festgehalten werden, auch wenn andere 

Bundesländer zum Teil größere Abstände fordern (beispielsweise sieht das Berliner 

Spielhallengesetz einen Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie vor, im Hessischen 

Spielhallengesetz ist ein Abstand von 300 Metern Luftlinie zu bestehenden 

Suchtberatungsstellen und Schulen der Sekundarstufe I und II. festgeschrieben und das 

Spielhallengesetz Schleswig-Holstein bestimmt einen Mindestabstand von 300 Metern 

zu Einrichtungen, die vorwiegend dem Aufenthalt von Kindern und Jugendlichen dienen). 

Auch von einer Präzisierung des Mindestabstands von 250 Metern Luftlinie (etwa durch 

das Einfügen des Halbsatzes „gemessen von Eingangstür zu Eingangstür“ nach dem 

Wort Luftlinie), wie in anderen Ländern gesetzliche Vorgabe, wird abgesehen. 

C. Alternativen 

Im Sinne der Zielstellung: Keine. 

D. Folgewirkungen und Kosten 

Die Änderung des SächsGlüStVAG verursacht unmittelbar keine Kosten. 
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Sie wird nach derzeitigem Stand auch keine absehbaren gravierenden finanziellen 

Auswirkungen auf den Landeshaushalt sowie die Haushalte der Träger der mittelbaren 

Staatsverwaltung haben; diese werden allenfalls minimal belastet. Auswirkungen auf die 

mittelfristige Finanzplanung sind nicht zu erwarten. 

Bürger werden durch die Änderung weder unmittelbar noch mittelbar belastet. Dies gilt 

auch überwiegend für die Betreiber der 333 Spielhallen im Freistaat Sachsen (Stand: 31. 

August 2025).1 Nur auf Betreiber, deren Spielhallen nach Ablauf der Übergangsregelung 

den vorgegebenen Abstand zu einer berufsbildenden Schule oder zu einer Einrichtung 

der offenen Kinder- und Jugendarbeit oder der stationären Jugendhilfe oder zu einem 

öffentlichen Spielplatz oder Sportplatz nicht mehr einhielten, kämen dadurch Kosten zu, 

dass der Betrieb der Spielhalle am bisherigen Standort unzulässig würde und die 

Errichtung und der Betrieb an einem neuen Standort einer neuen Erlaubnis bedürfte. 

Eine Minderung der Einnahmen der von der Aufgabe des Betriebs solcher Spielhallen 

betroffenen Kommunen ist nicht auszuschließen, sofern diese nicht durch die Errichtung 

und den Betrieb an einem neuen Standort innerhalb der Kommune kompensiert werden 

könnten. In diesem Zusammenhang kann freilich das Verhalten von Besucherinnen und 

Besuchern solcher Spielhallen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht eingeschätzt werden. 

Der nach Ablauf der Übergangsfrist der Verwaltung anfallende Erfüllungsaufwand könnte 

erhöht sein, doch gibt es noch keine Anhaltspunkte dafür, dass sich aus dem mit etwa 

vorzunehmenden Überprüfungen verbundenen Zeit- und Arbeitsaufwand ergebende 

Kosten nicht gedeckt werden könnten. Die Finanzierung sollte gesichert sein. 

E. Gleichstellungspolitische Relevanz 

Keine. 

F. Zuständigkeit 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt (federführend), 

Ausschuss für Inneres, Kommunales und Sport (mitberatend).  

 
 
1 Vgl. dazu Medienservice der Pressestellen der Ministerien und nachgeordneten Behörden im Freistaat Sachsen - 
Medienservice Sachsen, https://www.medienservice.sachsen.de/medien/medienobjekte/605496/download [05.06.2026]. 
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Gesetz 

zur Ausweitung des Mindestabstandsgebots für Spielhallen 

zum Schutz von Kindern und Jugendlichen im Freistaat Sachsen 

Vom… 

Der Sächsische Landtag hat am … das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sächsischen Ausführungsgesetzes zum 

Glücksspielstaatsvertrag 

Das Sächsische Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag vom 14. 
Dezember 2007 (SächsGVBl. S. 542; 2012 S. 267), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 2. März 2023 (SächsGVBl. S. 74) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18a wird wie folgt geändert: 

In Absatz 4 wird Satz 1 durch den folgenden Satz ersetzt: 

 „Der Abstand einer Spielhalle zu einer weiteren Spielhalle oder zu einer 
allgemeinbildenden Schule oder zu einer berufsbildenden Schule oder zu einer 
Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit oder zu einer Einrichtung der 
stationären Jugendhilfe oder zu einem öffentlichen Spielplatz, auf dem sich 
regelmäßig Kinder und Jugendliche aufhalten, oder zu einem öffentlichen 
Sportplatz, auf dem sich regelmäßig Kinder und Jugendliche aufhalten, soll 250 
Meter Luftlinie nicht unterschreiten.“ 

2. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz eingefügt: 

 „(2) Auf Spielhallen, die zum [einsetzen: Datum des Tages nach der 
Verkündung dieses Gesetzes] betrieben werden, ist § 18a Absatz 4 Satz 1 ab 
dem 1. Januar 2029 anzuwenden.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird zu dem Absatz 3. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung: 

A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf dient in erster Linie der Erhöhung des Schutzes von Kindern und 

Jugendlichen vor Suchtgefahren durch Glücksspiel durch eine Ausweitung des Abstands 

von 250 Metern Luftlinie einer Spielhalle zu 1. berufsbildenden Schulen, 2. Einrichtungen 

der offenen Kinder- und Jugendarbeit, 3. Einrichtungen der stationären Jugendhilfe, 4. 

öffentlichen Spielplätzen, auf denen sich regelmäßig Kinder und Jugendliche aufhalten 

und 5. öffentlichen Sportplätzen, auf denen sich regelmäßig Kinder und Jugendliche 

aufhalten; der Entwurf richtet sich dadurch aber auch an junge (und ältere) Erwachsene. 

§ 1a Absatz 1 SächsGlüStVAG wiederholt die in § 1 GlüSTV 2021 aufgelisteten fünf 

gleichrangigen Ziele. Nach Nummer 1 und Nummer 3 der Vorschrift sind dies die Ziele, 

das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu verhindern und die 

Voraussetzungen für eine wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen (§ 1a Abs. 1 Nr. 1 

SächsGlüStVAG) und den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten (§ 1a Abs. 1 

Nr. 3 SächsGlüStVAG). 

Im Sinne dieser Ziele stellen die Vermeidung und Abwehr der vom Glücksspiel in 

Spielhallen ausgehenden Suchtgefahren und der Schutz von Kindern und Jugendlichen 

ein „überragend“ wichtiges Gemeinwohlziel dar, „da Spielsucht zu schwerwiegenden 

Folgen nicht nur für die Betroffenen selbst, sondern auch für ihre Familien und für die 

Gemeinschaft führen kann“ (vgl. BVerfG, Urteil vom 28. März 2006 - 1 BvR 1054/01 -, 

BVerfGE 115, 276 [304 f.] m. w. N.; BVerfG, Beschluss vom 7. März 2017 - 1 BvR 1314, 

1630/12, 1694, 1874/13 -, BVerfGE 145, 20). Seit Langem „steht fest, dass Glücksspiele 

[…] zu krankhaftem Suchtverhalten führen können“ (vgl. allgemein Meyer, Glücksspiel -- 

Zahlen und Fakten, Jahrbuch Sucht 2005, S. 83 [91 ff.]).  

Von dieser also altbekannten Tatsache ist auch im letztjährigen Informationsbericht der 

Sächsischen Staatsregierung gemäß § 23 SächsGlüStVAG2 noch immer ausgegangen 

worden. Bedauerlicherweise lediglich in Bezug auf Wettvermittlungsstellen (§ 21a GlüStV 

2021, § 7 SächsGlüStVAG), 

 
 
2 Vgl. Drucksache 8/1610 Unterrichtung durch das Sächsische Staatsministerium für Soziales, Gesundheit und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt vom 3. Februar 2025, 3.3.6, S. 12 
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für die verschiedene Regelungen zum Jugend- und Spielerschutz vorgesehen sind, u. a. 

die, dass der Abstand einer Wettvermittlungsstelle zu einer allgemeinbildenden Schule 

250 Meter Luftlinie nicht unterschreiten soll, § 7 Absatz 4 SächsGlüStVAG. 

Zur Begründung dieser Regelung ist in dem Informationsbericht u. a. zu lesen: 

„Ziel dieser Regelung ist es, angesichts des hohen Gefährdungs- und Suchtpotenzials 

von Sportwetten zu sensiblen Örtlichkeiten wie Kinder- und Jugendeinrichtungen einem 

Gewöhnungseffekt des verbreiteten, stets verfügbaren Angebots entgegenzuwirken […] 

Vielmehr begründen Wettvermittlungsstellen – wie auch Spielhallen – im alltäglichen 

Umfeld von Kindern und Jugendlichen gleichermaßen die Gefahr, dass Glücksspiel als 

alltäglicher Bestandteil des Lebens wahrgenommen wird. Gerade dieser Wirkung soll mit 

der Einführung von Abstandsgeboten entgegengetreten werden, wobei davon 

auszugehen ist, dass Kinder und Jugendliche Wettvermittlungsstellen in ihrem täglichen 

Umfeld in vergleichbarer Weise wahrnehmen, wie dies auch bei Spielhallen der Fall ist“. 

Was Spielhallen (§§ 24 – 26 GlüStV 2021, § 18a SächsGlüStVAG) anbetrifft3, ist als eine 

dem Jugend- und Spielerschutz dienende Regelung zwar ebenso normiert, dass der 

Abstand einer Spielhalle zu einer weiteren Spielhalle oder zu einer allgemeinbildenden 

Schule 250 Meter Luftlinie nicht unterschreiten soll, jedoch lässt sich dazu wider Erwarten 

keine entsprechende Begründung wie bei Wettvermittlungsstellen finden, obwohl eine 

solche hier ebenso sehr von Bedeutung gewesen wäre. 

Die bisherige Umsetzung der in § 1a Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 SächsGlüStVAG 

verankerten Ziele erfolgt im Freistaat Sachsen denn auch ausschließlich über den als 

Soll-Vorschrift formulierten § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG, der einen 

Mindestabstand von 250 Metern Luftlinie einer Spielhalle (zu einer weiteren Spielhalle 

oder) zu einer allgemeinbildenden Schule vorsieht. Dabei kann nicht übersehen werden, 

dass die beiden Ziele in anderen Bundesländern überwiegend schärfer umgesetzt 

werden als im Freistaat Sachsen durch § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG. 

Einerseits schreiben manche Bundesländer einfach einen größeren Mindestabstand von 

300 oder 350 Metern Luftlinie und weitere Bundesländer 

 
 
3 Vgl. Drucksache 8/1610 Unterrichtung durch das Sächsische Staatsministerium für Soziales, Gesundheit und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt vom 3. Februar 2025, 3.3.7, S. 13 f. 
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einen noch größeren Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie vor, während in einigen 

der Mindestabstand sogar kleiner ausfällt, als aktuell im Freistaat Sachsen. 

Andererseits werden die beiden Ziele dort aber teilweise auch dadurch konsequenter 

umgesetzt, dass der vorgegebene Mindestabstand einer Spielhalle nicht nur zu 

allgemeinbildenden Schulen, sondern (je nach Bundesland unterschiedlich konkretisiert) 

auch zu Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe o. ä. gilt. 

Die darin erkennbare Zielgruppenerweiterung, d. h. die zusätzliche Einbeziehung 

weiterer schutzbedürftiger (vulnerabler) Gruppen, trägt dem Jugendschutzanliegen viel 

besser Rechnung und ist auch hier im Freistaat Sachsen unerlässlich, um strukturelle 

Lücken zu schließen und dadurch die übergeordneten Ziele effektiver zu verwirklichen. 

Unter Abwägung der auszugleichenden Interessen betroffener Betreiber von Spielhallen 

gegen die überragenden Gemeinwohlziele der Glücksspielsuchtprävention zur 

wirksamen Suchtbekämpfung und des Jugend- und Spielerschutzes sieht der 

Gesetzentwurf keine Vergrößerung des in § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG 

festgelegten Abstands vor. Der Abstand an sich erscheint grundsätzlich ausreichend. 

Abweichungen vom Mindestabstand nach Satz 1 bleiben zudem unter Berücksichtigung 

der Verhältnisse im Umfeld des jeweiligen Standorts und der Lage des Einzelfalls nach § 

18a Absatz 4 Satz 2 SächsGlüStVAG weiterhin zulässig. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Übergangsfrist schützt die berechtigten Interessen 

etwa betroffener Betreiber von Spielhallen. Sie erhalten dadurch die nötige Planungs-, 

Investitionssicherheit und Rechtssicherheit. Außerdem wird ihnen damit genügend Zeit 

gegeben, sich auf die geänderten gesetzlichen Vorgaben einzurichten. 

B. Besonderer Teil 

Zur Umsetzung der Zielstellung des Gesetzentwurfs muss das SächsGlüStVAG geändert 

werden. 

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes) 

Der Artikel 1 regelt mit der Nummer 1 die in § 18a Absatz 4 SächsGlüStVAG und mit der 

Nummer 2 die in § 22 SächsGlüStVAG im Einzelnen vorzunehmenden Änderungen. 
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Zu Nummer 1 

Der beabsichtigten Ersetzung von § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG liegen folgende 

Überlegungen zugrunde: 

I. 

Ein Vorbild für die Ausweitung der Mindestabstandsregelung im Freistaat Sachsen ist mit 

Artikel 7 Absatz 2 Nummer 4 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum 

Glücksspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) vom 20. Dezember 2007 (GVBl. S. 922), 

das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 147) geändert worden 

ist, der Freistaat Bayern - wenn auch nur in Bezug auf Sportwetten. 

Der Artikel bestimmt, dass der „Betrieb einer Wettvermittlungsstelle […] unzulässig und 

die Erlaubnis […] zu versagen [ist], wenn Sportwetten vermittelt werden […] 4. ohne einen 

Mindestabstand von 250 m Luftlinie gemessen von Eingangstür zu Eingangstür zu 

bestehenden Schulen für Kinder und Jugendliche, Einrichtungen der Kinder- und 

Jugendhilfe, die sich an Kinder im Alter von mindestens sechs Jahren richten, sowie 

Suchtberatungs- und Suchtbehandlungsstellen […].“ 

Ausdrücklich für Spielhallen regelt es das Land Nordrhein-Westfalen in § 16 Absatz 3 des 

Gesetzes zur Ausführung des Glücksspielstaatsvertrages (Ausführungsgesetz NRW 

Glücksspielstaatsvertrag - AG GlüStV NRW) vom 13. November 2012 (GV. NRW. 

S. 524). Dort heißt es u. a.: 

„Ein Mindestabstand von 350 Metern zu einer anderen Spielhalle soll nicht unterschritten 

werden. Die Spielhalle soll nicht in räumlicher Nähe zu öffentlichen Schulen und 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe betrieben werden; dabei soll regelmäßig der 

Mindestabstand nach Satz 1 zu Grunde gelegt werden […].“ 

Viel strenger ist die in § 42 (Anforderungen an die Errichtung von Spielhallen) des 

Landesglücksspielgesetzes vom 20. November 2012, zuletzt geändert durch Artikel 100 

des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 20), zu findende Regelung in Baden-

Württemberg. Absatz 3, als Muss-Vorschrift formuliert, lautet: 

„Zu einer bestehenden Einrichtung zum Aufenthalt von Kindern und Jugendlichen ist ein 

Mindestabstand von 500 m Luftlinie, gemessen von Eingangstür zu Eingangstür, 

einzuhalten.“ 
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II. 

Gemäß § 4 Absatz 1 des Sächsischen Schulgesetzes (SächsSchulG) gliedert sich das 

Schulwesen im Freistaat Sachsen in allgemeinbildende Schulen, berufsbildende Schulen 

(und Schulen des zweiten Bildungswegs). 

Allgemeinbildende Schulen sind nach Nummer 1 der Vorschrift die Grundschule, die 

Förderschule, die Oberschule einschließlich Oberschule+, das Gymnasium und die 

Gemeinschaftsschule. Berufsbildende Schulen sind nach Nummer 2 der Vorschrift die 

Berufsschule, die Berufsfachschule, die Fachschule, die Fachoberschule und das 

Berufliche Gymnasium.  

Die geltende Abstandsregelung nach § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG sieht nur 

einen Abstand zu allgemeinbildenden Schulen vor, d. h. einen Abstand von 250 Metern 

Luftlinie einer Spielhalle zu einer Grundschule, einer Förderschule, einer Oberschule 

einschließlich Oberschule+ und zu einem Gymnasium und einer Gemeinschaftsschule. 

1. 

Nicht vorgesehen in der Vorschrift ist bisher ein Mindestabstand zu berufsbildenden 

Schulen, d. h. ein Abstand von 250 Metern Luftlinie einer Spielhalle zu einer 

Berufsschule, einer Berufsfachschule, einer Fachschule, einer Fachoberschule und 

einem Beruflichen Gymnasium, obwohl diese Schulen gleichfalls von Jugendlichen sowie 

jungen (und auch älteren4) Erwachsenen besucht werden. 

Damit sind die Ziele, das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu verhindern 

und die Voraussetzungen für eine wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen und den 

Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten, gegenüber dieser genauso vulnerablen 

Gruppe nicht berücksichtigt und durch den Gesetzgeber nicht sichergestellt worden. 

Trotzdem sind auch diese Schülerinnen und Schüler wie (Kinder und) Jugendliche in 

allgemeinbildenden Schulen durch einen räumlichen Abstand zwischen einer Spielhalle 

und ihrer jeweiligen berufsbildenden Schule vor der Gewöhnung an eine ständige 

Verfügbarkeit von Glücksspielen in ihrem direkten täglichen Lebensumfeld zu schützen. 

 
 
4 An der Fachoberschule können auch ältere Erwachsene (unter Berücksichtigung spezifischer Lebenserfahrung und 
Berufstätigkeit) die Fachhochschulreife erlangen, die zum Studium an einer Fachhochschule, dualen Hochschule oder 
Berufsakademie berechtigt. 
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2. 

Ferner nicht vorgesehen in § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG sind bisher weder 

Mindestabstände zu a) Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit, in denen 

sich Kinder und Jugendliche (meist im Alter von sechs bis einundzwanzig Jahren) 

aufhalten, die diese Angebote in ihrer Freizeit aufsuchen und dort von pädagogischen 

Fachkräften und Sozialarbeitern betreut werden, noch zu b) Einrichtungen der 

stationären Jugendhilfe, in denen Kinder und Jugendliche leben, die vorübergehend oder 

dauerhaft nicht bei ihren eigenen Familien bleiben können und dort von Erziehern, 

Sozialpädagogen und weiterem Betreuungspersonal versorgt und gefördert werden. 

Damit sind die angestrebten Ziele auch gegenüber diesen zwei äußerst vulnerablen 

Gruppen nicht berücksichtigt und durch den Gesetzgeber nicht sichergestellt worden.  

Gerade aber diese Kinder und Jugendlichen müssen auf jeden Fall vor der Gewöhnung 

an eine ständige Verfügbarkeit von Glücksspielen geschützt werden, sei es einerseits in 

ihrem Freizeitumfeld oder andererseits in ihrem direkten täglichen Lebensumfeld. 

Dies gilt vor allem im Hinblick auf den Schutz von jüngeren Kindern, bei denen es zu 

verhindern gilt, dass sie entweder allein oder in Begleitung von Betreuungspersonen im 

Umfeld von Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit Spielhallen 

konfrontiert werden. 

Es muss dafür gesorgt werden, dass sie die an diesen Spielorten stattfindenden 

Aktivitäten nicht irrtümlich als unbedenklichen Zeitvertreib wahrnehmen. Sie dürfen nicht 

durch deren Wahrnehmung als quasi „normale“ Freizeitbeschäftigung derart beeinflusst 

werden, dass sie schon frühzeitig eine verharmlosende Einstellung gegenüber der 

großen Gefahr und dem enormen Risiko von Glücksspiel entwickeln, ohne dessen in der 

Regel verheerenden Folgen altersbedingt richtig abschätzen zu können. 

3. 

Weiterhin nicht vorgesehen in § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG sind bisher weder 

Mindestabstände zu a) öffentlichen Spielplätzen, auf denen sich regelmäßig Kinder und 

Jugendliche bis zu dem auf den Hinweisschildern angegebenen Alter aufhalten, noch zu 

b) öffentlichen Sportplätzen, auf denen sich regelmäßig Kinder und Jugendliche nach 

Maßgabe der jeweiligen Nutzungsordnung für kommunale Sportstätten aufhalten dürfen. 
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Damit sind die angestrebten Ziele auch gegenüber diesen Gruppen - hauptsächlich 

gegenüber Kindern, die sich auf öffentlichen Spielplätzen aufhalten - nicht berücksichtigt 

und durch den Gesetzgeber nicht sichergestellt worden.  

(Kinder)Spielplätze sind meist für Kinder bis zwölf Jahren angelegt und richten sich an 

Kinder im Alter von vier bis sechs Jahren (Kindergartenalter) und/oder Kinder im Alter 

von sieben bis zwölf Jahren (Schulkinder). Frei zugängliche Sportplätze, die für alle 

Altersgruppen offen sind, sind besonders auf Kinder und Jugendliche ab sechs Jahren 

angelegt und werden überwiegend von Jugendlichen aufgesucht, die eher Bolzplätze, 

Skateanlagen oder auch sog. Mehrgenerationenplätze mit Fitnessgeräten bevorzugen. 

Keine Frage, dass sicherlich auch diese Gruppen durch räumliche Abstände zwischen 

einer Spielhalle und dem jeweiligen öffentlichen Spielplatz oder dem jeweiligen 

öffentlichen Sportlatz vor der Gewöhnung an eine ständige Verfügbarkeit von 

Glücksspielen in ihrem direkten Freizeitumfeld geschützt werden müssen. 

4. 

Mit der Ersetzung von § 18a Absatz 4 Satz 1 SächsGlüStVAG wird eine strikte 

Ausweitung des Abstands von 250 Metern Luftlinie auf offenbar übersehene Gruppen 

von Kindern und Jugendlichen sowie von jungen (und auch älteren) Erwachsenen 

bewirkt, um endlich auch ihnen den (Jugend)Schutz vor Suchtgefahren durch Glücksspiel 

zu gewähren, den sie im Freistaat Sachsen dringend benötigen. 

Die Ausweitung des Mindestabstandsgebots für Spielhallen stellt sicher, dass Spielorte 

von Kindern und Jugendlichen sowie von jungen (und auch älteren) Erwachsenen 

konsequenter ferngehalten und sie weniger mit Glücksspielstätten konfrontiert werden. 

III. 

Nicht zuletzt ist festzustellen, dass die vorangegangenen Überlegungen längst Eingang 

in das Gesetz zum Umgang mit Konsumcannabis (Konsumcannabisgesetz - KCanG) 

vom 27. März 2024 gefunden haben: 

Gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 6 KCanG ist die „Erlaubnis […] zu versagen, wenn […] 

das befriedete Besitztum […] nicht geeignet ist, weil es in einem Bereich von 200 Metern 

um den Eingangsbereich von Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen oder 

Kinderspielplätzen liegt […].“ 
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Zu Nummer 2 

Die beabsichtigte Einfügung des neuen Absatzes 2 nach § 22 Absatz 1 SächsGlüStVAG 

hat folgende Gründe: 

Zu a) 

Nach Artikel 14 Grundgesetz genießen rechtmäßig erworbene Positionen und getätigte 

Investitionen grundsätzlich Vertrauens- und Bestandsschutz. Die Eigentumsgarantie 

schützt vor einer plötzlichen Entziehung der Geschäftsgrundlage; der Staat darf 

erworbene Positionen nicht quasi „über Nacht“ in die Illegalität rutschen lassen. 

Deshalb wären berechtigte Interessen der etwa von der Änderung des § 18a Absatz 4 

Satz 1 SächsGlüStVAG betroffenen Betreiber von Spielhallen gegen die mit der 

Änderung verfolgten Gemeinwohlziele abzuwägen, im Ergebnis aber diesen Zielen 

unterzuordnen, weil deren schutzwürdiges berufliches und wirtschaftliches Interesse an 

einem Weiterbetrieb geduldeter oder erlaubter Spielhallen nicht schwerer wiegte. 

Der nach Absatz 1 der Vorschrift einzufügende Absatz 2 sieht darum als geeigneten 

Interessenausgleich eine erst mit Ablauf des 31. Dezember 2028 endende Übergangsfrist 

vor, die dazu dient, den Wechsel vom alten zum neuen Rechtszustand abzufedern. 

Die Anpassungszeit schützt das Vertrauen etwa betroffener Betreiber von Spielhallen in 

angemessenem Umfang und gibt ihnen Zeit, sich organisatorisch, räumlich, technisch 

und rechtlich auf die ab Anfang des Jahres 2029 greifende neue Regelung einzustellen. 

Zu 2 b) 

Infolge der Einfügung des neuen Absatzes 2 nach § 22 Absatz 1 SächsGlüStVAG muss 

der bisherige Absatz 2 zu dem Absatz 3 werden. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Sächsischen 

Ausführungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag. 
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